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Bekanntmachung über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis 
und die Erteilung von Wahlscheinen für die Landtagswahl am 15.05.2022 

 
I. Das Wählerverzeichnis zur Landtagswahl für die Stimmbezirke der Stadt Waltrop wird in 

der Zeit vom 25.04.2022 bis 29.04.2022 während der allgemeinen Öffnungszeiten im 
Briefwahlbüro, 1.Obergeschoss, großer Sitzungssaal, Münsterstraße 1, 45731 Waltrop 
für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten.  
 
Die Öffnungszeiten des Wahlbüros sind wie folgt:  
 
Montag – Dienstag  9.00 Uhr bis 12.30 Uhr und 14.00 Uhr bis 16.30 Uhr 
Mittwoch   9.00 Uhr bis 12.30 Uhr 
Donnerstag  8.00 Uhr bis 12.30 Uhr und von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr  
Freitag  9.00 Uhr bis 12.30 Uhr. 
 
 
 
Jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zur seiner Person im 
Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen.  
Sofern ein Wahlberechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von anderen 
im Wahlverzeichnis eingetragenen Personen überprüfen will, hat er Tatsachen glaubhaft 
zu machen, aus denen sich die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerverzeich-
nisses ergeben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten 
von Wahlberechtigten, für die im Melderegister ein Sperrvermerk gemäß § 51 Absatz 1 
des Bundesmeldegesetzeseingetragen ist. 

 
Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist 
durch ein Datensichtgerät möglich. 
 

II. Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein 
hat. 

 
III. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann innerhalb der Ein-

sichtsfrist, spätestens am 29.04.2022 bis 12.30 Uhr, bei der Stadt Waltrop, Wahlamt, 
Münsterstraße 1, 45731 Waltrop, Einspruch einlegen. Der Einspruch kann schriftlich oder 
durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt werden (§ 17 Abs. 1 LWahlG; § 14 LWahlO). 

 
IV. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens 

zum 24.04.2022 eine Wahlbenachrichtigung (§ 11 Abs. 1 LWahlO). 
 

Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss 
Einspruch einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen will, dass er sein Wahlrecht nicht ausü-
ben kann.  

 
Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und 
die bereits einen Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, erhalten keine 
Wahlbenachrichtigung. 
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V. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl in seinem Wahlkreis durch Stimmabgabe 
in einem beliebigen Stimmbezirk dieses Wahlkreises oder durch Briefwahl teilnehmen. 
 

VI. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 
1. jeder in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte, 
2. ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 

a) wenn er nachweist, dass er aus einem von ihm nicht zu vertretenden Grund die 
Einspruchsfrist versäumt hat (§ 17 Abs. 1 LWahlG), 

b) wenn er aus einem von ihm nicht zu vertretenden Grund nicht in das Wählerver-
zeichnis aufgenommen worden ist, 

c) wenn seine Berechtigung zur Teilnahme an der Wahl erst nach der Einspruchs-
frist entstanden ist oder sich herausstellt (§ 17 Abs. 1 LWahlG). 

 
VII. Wahlscheine können von eingetragenen Wahlberechtigten bis zum zweiten Tag vor der 

Wahl, 13.05.2022, 18.00 Uhr, bei der Stadt Waltrop, Briefwahlbüro mündlich oder schrift-
lich beantragt werden. Die Schriftform gilt auch durch Telegramm, Fernschreiben, Tele-
fax, E-Mail, oder durch sonstige dokumentierbare Übermittlung in elektronischer Form 
als gewahrt. Fernmündliche Anträge sind unzulässig und können deshalb nicht entge-
gengenommen werden. Ein Wahlberechtigter mit Behinderung kann sich bei der Antrag-
stellung der Hilfe einer anderen Person bedienen. 

 
Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraums nicht 
oder nur unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch 
bis zum Wahltag, 15.00 Uhr, gestellt werden. Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, 
dass ihm der beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, kann ihm bis zum Tag vor der 
Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden. 

 
Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können unter den in Zif-
fern VI. 2. a) bis c) angegebenen Voraussetzungen den Auftrag auf Erteilung eines Wahl-
scheines noch am Wahltage bis 15.00 Uhr stellen. 
 

VIII. Dem Wahlschein werden folgende Unterlagen beigefügt: 
- ein amtlicher Stimmzettel 
- ein amtlicher blauer Stimmzettelumschlag 
- ein amtlicher, mit der Anschrift an die der Wahlbrief zurückzusenden ist, versehener 

roter Wahlbriefumschlag 
- ein Merkblatt für die Briefwahl. 
 
Diese Wahlunterlagen werden ihm von der Stadt Waltrop, Briefwahlbüro auf Anforderung 
auch noch nachträglich bis zum Wahltag, 15.00 Uhr, ausgehändigt. 
 
Wer für einen anderen Wahlschein und Briefunterlagen beantragt, muss eine schriftliche 
Vollmacht vorlegen. Wahlscheine nebst Briefunterlagen werden auf dem Postweg über-
sandt oder amtlich überbracht. Sie können auch persönlich bei der Gemeinde abgeholt 
werden. 
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Wahlscheine und Briefunterlagen werden an einen anderen als den Wahlberechtigten 
persönlich nur ausgehändigt, wenn die Berechtigung zur Empfangnahme durch Vorlage 
einer schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird. 

 
Der Wahlschein mit den Briefwahlunterlagen darf nur durch die vom Wahlberechtigten 
benannte Person abgeholt werden, wenn eine schriftliche Vollmacht vorliegt (die Eintra-
gung der bevollmächtigten Person in den Wahlscheinantrag genügt) und von der bevoll-
mächtigten Person nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertreten werden. Die bevoll-
mächtigte Person hat der Gemeindebehörde vor Empfangnahme der Unterlagen schrift-
lich zu versichern, dass sie nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt. Auf Verlangen 
hat sie sich auszuweisen. 

 
Wer durch Briefwahl wählt, kennzeichnet persönlich den Stimmzettel, legt ihn in den be-
sonderen amtlichen Stimmzettelumschlag, der zu verschließen ist, unterzeichnet die auf 
dem Wahlschein vorgedruckte Versicherung an Eides statt, steckt den unterschriebenen 
Wahlschein und den Stimmzettelumschlag in den besonderen Wahlbriefumschlag und 
verschließt den Wahlbriefumschlag. 

 
Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem Wahl-
schein so rechtzeitig an das Wahlamt der Stadt Waltrop absenden, dass der Wahlbrief 
dort spätestens am Wahltage bis 18.00 Uhr eingeht. 
 
Der Wahlbrief braucht bei Absendung innerhalb der Bundesrepublik Deutschland nicht 
freigemacht werden. Die Wahlbriefe werden im Bereich der Deutschen Post AG als Stan-
dartbrief ohne besondere Versendungsform entgeltfrei befördert. Der Wahlbrief kann 
auch beim Wahlamt der Stadt Waltrop abgegeben werden. 
 
Nähere Hinweise darüber, wie der Wähler die Briefwahl auszuüben hat, sind dem Merk-
blatt für die Briefwahl, das mit den Briefunterlagen übersandt wird, zu entnehmen. 
 
Waltrop, 12.04.2022 
 
Stadt Waltrop 
Der Bürgermeister 
i.V. 
 

 
 
 
(Brautmeier) 
Allg. Vertreter 



Wahlbekanntmachung 
 
 
1. Am 15. Mai 2022 findet die Wahl zum Landtag Nordrhein-Westfalen statt. 

Die Wahl dauert von 8.00 bis 18.00 Uhr. 
 
 

2. Die Stadt Waltrop gehört zum Wahlkreis 72, Recklinghausen IV. 
 
Die Stadt Waltrop ist in 18 allgemeine Stimmbezirke eingeteilt. 
 
In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberechtigten in der Zeit vom 11. April 2022 
bis 24. April 2022 übersandt wurden, sind der Stimmbezirk und der Wahlraum angegeben, 
in dem der Wahlberechtigte zu wählen hat. 

 
Die Briefwahlvorstände treten zur Vorbereitung der Ermittlung des Briefwahlergebnisses 
um 14.30 Uhr in folgenden Räumlichkeiten zusammen: 
 
Briefwahlbezirk I  
 Yahoo, Hochstr. 50, 45731 Waltrop 
 
Briefwahlbezirk II  
 Rathaus 1 (Altbau), Raum 1.1.01 (Gardelegen), Münsterstr. 1, 45731 Waltrop 
 
Briefwahlbezirk III  
 Rathaus 1 (Altbau), Raum 1.1.09 (Cesson-Sévigné), Münsterstr. 1, 45731 Waltrop  
 
Briefwahlbezirk IV  
 Rathaus 2 (Neubau), Jobcenter, Flur EG rechts, Münsterstr. 1, 45731 Waltrop 
 
Briefwahlbezirk V  
 Yahoo, Hochstraße 50, 45731 Waltrop 
 
Briefwahlbezirk VI  
 Realschule, Raum 313 (Gebäude Wichern), Ziegeleistr. 31, 45731 Waltrop 
 
Briefwahlbezirk VII  
 Realschule, Raum 314 (Gebäude Wichern), Ziegeleistr. 31, 45731 Waltrop 
 
Briefwahlbezirk VIII  
 Realschule, Raum 315 (Gebäude Wichern), Ziegeleistr. 31, 45731 Waltrop. 
 
Die Auszählung der Stimmen beginnt um 18.00 Uhr. 
 

3. Jeder Wahlberechtigte kann nur in dem Wahlraum des Stimmbezirks wählen, in dessen 
Wählerverzeichnis er/sie eingetragen ist. 
 
Die Wahlbenachrichtigung soll zur Wahl mitgebracht und vorgelegt werden. Der gültige 
Personalausweis oder Reisepass ist ebenfalls zur Wahl mitzubringen, damit sich die 
Wählerin / der Wähler auf Verlangen über seine / ihre Person ausweisen kann. Die 
Wahlbenachrichtigung ist auf Verlangen des Wahlvorstandes abzugeben (§ 37 Abs. 1 
LWahlO). 
 
Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jede/r Wähler/in erhält bei Betreten des 
Wahlraumes einen Stimmzettel ausgehändigt.  



 
Jede Wählerin, jeder Wähler hat eine Erststimme und eine Zweitstimme. 
 
Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender Nummer 
 
a) für die Wahl im Wahlkreis in schwarzem Druck die Namen der Bewerber/innen der 

zugelassenen Kreiswahlvorschläge unter Angabe der Partei, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen 
außerdem das Kennwort und rechts von dem Namen jedes Bewerbers / jeder 
Bewerberin einen Kreis für die Kennzeichnung, 

 
b) für die Wahl nach Landeslisten in blauem Druck die Bezeichnung der Parteien, sofern 

sie eine Kurzbezeichnung verwenden, auch diese, und jeweils die Namen der ersten 
fünf Bewerber/innen der zugelassenen Landeslisten und links von der 
Parteibezeichnung einen Kreis für die Kennzeichnung. 

 
Der / die Wähler/in gibt 
 
seine / ihre Erststimme in der Weise ab, 
 

dass er / sie im linken Teil des Stimmzettels (Schwarzdruck) durch ein in einen Kreis 
gesetztes Kreuz oder auf andere Weise eindeutig kenntlich macht, welchem / welcher 
Bewerber/in sie gelten soll,  

 
und seine / ihre Zweitstimme in der Weise ab, 
 

dass er / sie im rechten Teil des Stimmzettels (Blaudruck) durch ein in einen Kreis 
gesetztes Kreuz oder auf andere Weise eindeutig kenntlich macht, welcher 
Landesliste sie gelten soll. 

 
Der Stimmzettel muss vom Wähler in einer Wahlkabine des Wahlraumes oder in einem 
besonderen Nebenraum gekennzeichnet und in der Weise gefaltet werden, dass seine 
Stimmabgabe nicht erkennbar ist. In der Wahlkabine darf nicht fotografiert oder gefilmt 
werden. 

 
4. Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahlhandlung erfolgende Ermittlung 

und Feststellung des Wahlergebnisses im Stimmbezirk sowie die Ermittlung des 
Briefwahlergebnisses sind öffentlich. Jedermann hat Zutritt, soweit das ohne 
Beeinträchtigung des Wahlgeschäfts möglich ist. 
 

5. Wähler/innen, die einen Wahlschein haben, können an der Wahl im Wahlkreis, in dem 
der Wahlschein ausgestellt ist, 
a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Stimmbezirk im Wahlkreis 72 

Recklinghausen IV oder 
b) durch Briefwahl 
teilnehmen. 
 
Wer durch Briefwahl wählen möchte, muss sich von der Gemeindebehörde einen 
amtlichen Stimmzettel, einen amtlichen Stimmzettelumschlag sowie einen amtlichen 
Wahlbriefumschlag beschaffen und seinen Wahlbrief mit dem Stimmzettel (im 
verschlossenen Stimmzettelumschlag) und dem unterschriebenen Wahlschein so 
rechtzeitig der auf dem Wahlbriefumschlag angegebenen Stelle zuleiten, dass er dort 
spätestens am Wahltage bis 18.00 Uhr eingeht. Der Wahlbrief wird innerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland als Standardbrief ohne besondere Versendungsform 



unentgeltlich befördert. Der Wahlbrief kann auch bei der angegebenen Stelle abgegeben 
werden. 

6. Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur einmal und nur persönlich ausüben. Eine 
Ausübung des Wahlrechts durch einen Vertreter anstelle des Wahlberechtigten ist 
unzulässig (§ 26 Absatz 4 des Landeswahlgesetzes). 
 
Ein Wahlberechtigter, der des Lesens unkundig oder wegen einer Behinderung an der 
Abgabe seiner Stimme gehindert ist, kann sich hierzu der Hilfe einer anderen Person 
bedienen. Die Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei der Kundgabe einer vom 
Wahlberechtigten selbst getroffenen und geäußerten Wahlentscheidung beschränkt. 
Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die unter missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die 
selbstbestimmte Willensbildung oder Entscheidung des Wahlberechtigten ersetzt oder 
verändert oder wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson besteht (§ 26 Absatz 5 des 
Landeswahlgesetzes). 
 
Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer Wahl herbeiführt oder das 
Ergebnis verfälscht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
Unbefugt wählt auch, wer im Rahmen zulässiger Assistenz entgegen der 
Wahlentscheidung des Wahlberechtigten oder ohne eine geäußerte Wahlentscheidung 
des Wahlberechtigten eine Stimme abgibt. Der Versuch ist strafbar (§ 107a Absatz 1 und 
3 des Strafgesetzbuches). 
 
 

Waltrop, den 12. April 2022 
 
 
Stadt Waltrop 
Der Bürgermeister 
I.V. 
 

 
 
(Brautmeier) 
Allgemeiner Vertreter 

 



   

Öffentliche Bekanntmachung 
über den Ablauf der Nutzungs- und Ruhezeit  

eines Reihengrabfeldes 
 
 
 
Es wird hiermit öffentlich gemäß § 14 Absatz 4 der Friedhofssatzung der 
Stadt Waltrop vom 31.10.2012 (Amtsblatt der Stadt Waltrop 43. Jahrgang 
/ lfd. Nummer 18 vom 31.10.2012), geändert durch Satzung vom 
07.12.2015 (Amtsblatt der Stadt Waltrop 46. Jahrgang / lfd. Nummer 16 
vom 08.12.2015) bekanntgemacht, dass für die  
 
 
Grabreihen 10 bis 16 der Reihengrabstätten in dem Reihengrabfeld 

„O", auf denen Bestattungen in der Zeit vom 09.02.1990 bis zum 
14.05.1992 stattgefunden haben, 

 
die Nutzungs- und Ruhezeit abgelaufen ist. 
 
Die vorgenannten Gräber werden mit Wirkung vom 01.08.2022 abgeräumt 
und zur Wiederbelegung vorbereitet. 
 
Angehörige der auf diesem Grabfeld bestatteten Verstorbenen werden ge-
beten, sofern sie Grabsteine und Einfassungen noch anderweitig verwen-
den wollen, diese bis zum genannten Termin von den Gräbern zu entfer-
nen. 
 
Die bei der Abräumung noch vorhandenen Einfassungen, Grabmäler, Be-
pflanzungen usw. gehen entschädigungslos in das Eigentum der Stadt 
Waltrop über. 
 
 
Waltrop, den 28.03.2022 Der Bürgermeister 
Dez. 3/Alm Im Auftrag: 
  

  
 
 
 Almenröder 
 



Der Bürgermeister 
Fachbereich Stadtentwicklung 
Fachgruppe Stadtplanung  
 
 

AMTLICHE BEKANNTMACHUNG 
 
 
Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes Nr. 97 „Böttcherstraße“ der Stadt Waltrop 
 
Der Rat der Stadt Waltrop hat am 07.04.2022 den Bebauungsplan Nr. 97 „Böttcherstraße“ 
als Satzung beschlossen. Die Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgte im beschleunigten 
Verfahren gem. § 13a BauGB ohne die Durchführung einer Umweltprüfung. Der 
Geltungsbereich wird in nachfolgender Karte umgrenzt. 
 
Rechtsgrundlage: 
§ 13a und § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) in Verbindung mit den §§ 7 und 41 Abs. 1 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 (GV. 
NRW. S. 666), in den jeweils gültigen Fassungen. 
Gem. § 10 Abs. 3 BauGB liegen der Bebauungsplan Nr. 97 „Böttcherstraße“ der Stadt 
Waltrop und die Begründung ab sofort im Rathaus der Stadt Waltrop, Fachbereich 
Stadtentwicklung -Stadtplanung- (Altbau, 2. Obergeschoss), Münsterstraße 1, 45731 
Waltrop, während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht bereit. Über den Inhalt wird auf 
Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Darüber hinaus können die Planunterlagen digital auf dem Planungs- und Beteiligungsserver 
der Stadt Waltrop unter dem Link https://www.o-sp.de/waltrop/ eingesehen werden. 
 
 
Hinweise: 
 
1. Entschädigungsansprüche 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 des BauGB über die 
fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche wegen 
Planungsschäden infolge der Aufstellung/ Änderung eines Bebauungsplanes wird 
hingewiesen. 
Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, wenn die in den §§ 39 
bis 42 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des 
Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei 
dem Entschädigungspflichtigen (§ 44 Abs. 1 BauGB) beantragt.  
Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn er nicht innerhalb von drei Jahren nach 
Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Absatz 3 Satz 1 bezeichneten 
Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 
 

2. Beachtlichkeit der Verletzung von Vorschriften über die Aufstellung der Satzung 
gem. § 214 BauGB 
Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzbuchs ist gem. § 
214 Abs. 1 BauGB für die Rechtswirksamkeit des Flächennutzungsplans und der 
Satzungen nach diesem Gesetzbuch nur beachtlich, wenn  
1. entgegen § 2 Absatz 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde 

bekannt waren oder hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht 
zutreffend ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich 
und auf das Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 

2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Absatz 
2, § 4 Absatz 2, § 4a Absatz 3, Absatz 4 Satz 1 und Absatz 5 Satz 2, nach § 13 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und 3, auch in Verbindung mit § 13a Absatz 2 Nummer 1 
und § 13b, nach § 22 Absatz 9 Satz 2, § 34 Absatz 6 Satz 1 sowie § 35 Absatz 6 
Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn  

https://www.o-sp.de/waltrop/


a) bei Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, Behörden oder sonstige 
Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind, die entsprechenden 
Belange jedoch unerheblich waren oder in der Entscheidung berücksichtigt 
worden sind, 

b) einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar 
sind, gefehlt haben, 

c) (weggefallen) 
d) bei Vorliegen eines wichtigen Grundes nach § 3 Absatz 2 Satz 1 nicht für die 

Dauer einer angemessenen längeren Frist ausgelegt worden ist und die 
Begründung für die Annahme des Nichtvorliegens eines wichtigen Grundes 
nachvollziehbar ist, 

e) bei Anwendung des § 4a Absatz 4 Satz 1 der Inhalt der Bekanntmachung und die 
auszulegenden Unterlagen zwar in das Internet eingestellt, aber nicht über das 
zentrale Internetportal des Landes zugänglich sind, 

f) bei Anwendung des § 13 Absatz 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass von einer 
Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen wurde oder 

g) bei Anwendung des § 4a Absatz 3 Satz 4 oder des § 13, auch in Verbindung mit 
§ 13a Absatz 2 Nummer 1 und § 13b, die Voraussetzungen für die Durchführung 
der Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt worden sind; 

3. die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplans und der Satzungen 
sowie ihrer Entwürfe nach §§ 2a, 3 Absatz 2, § 5 Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2 und 
Absatz 5, § 9 Absatz 8 und § 22 Absatz 10 verletzt worden sind; dabei ist 
unbeachtlich, wenn die Begründung des Flächennutzungsplans oder der Satzung 
oder ihr Entwurf unvollständig ist; abweichend von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von 
Vorschriften in Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung 
hierzu nur in unwesentlichen Punkten unvollständig ist; 

4. ein Beschluss der Gemeinde über den Flächennutzungsplan oder die Satzung nicht 
gefasst, eine Genehmigung nicht erteilt oder der mit der Bekanntmachung des 
Flächennutzungsplans oder der Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht 
worden ist. 

 
Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen Punkten 
unvollständig ist, hat die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein 
berechtigtes Interesse dargelegt wird. 
 
Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist nach § 214 Abs. 2 BauGB auch 
unbeachtlich, wenn 
1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbständigen Bebauungsplans (§ 8 

Absatz 2 Satz 2) oder an die in § 8 Absatz 4 bezeichneten dringenden Gründe für 
die Aufstellung eines vorzeitigen Bebauungsplans nicht richtig beurteilt worden sind; 

2. § 8 Absatz 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplans aus dem 
Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem 
Flächennutzungsplan ergebende geordnete städtebauliche Entwicklung 
beeinträchtigt worden ist; 

3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen 
Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
einschließlich des § 6 nach Bekanntmachung des Bebauungsplans herausstellt; 

4. im Parallelverfahren gegen § 8 Absatz 3 verstoßen worden ist, ohne dass die 
geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist. 

 
Für die Rechtswirksamkeit von Bauleitplänen, die im beschleunigten Verfahren nach § 
13a, auch in Verbindung mit § 13b, aufgestellt worden sind, gilt gem. § 214 Abs. 2a 
BauGB ergänzend zu den Absätzen 1 und 2 Folgendes: 
1. (weggefallen) 
2. Das Unterbleiben der Hinweise nach § 13a Absatz 3 ist für die Rechtswirksamkeit 

des Bebauungsplans unbeachtlich. 
3. Beruht die Feststellung, dass eine Umweltprüfung unterbleiben soll, auf einer 

Vorprüfung des Einzelfalls nach § 13a Absatz 1 Satz 2 Nummer 2, gilt die 
Vorprüfung als ordnungsgemäß durchgeführt, wenn sie entsprechend den Vorgaben 



von § 13a Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 durchgeführt worden ist und ihr Ergebnis 
nachvollziehbar ist; dabei ist unbeachtlich, wenn einzelne Behörden oder sonstige 
Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind; andernfalls besteht ein für die 
Rechtswirksamkeit des Bebauungsplans beachtlicher Mangel. 

4. Die Beurteilung, dass der Ausschlussgrund nach § 13a Absatz 1 Satz 4 nicht 
vorliegt, gilt als zutreffend, wenn das Ergebnis nachvollziehbar ist und durch den 
Bebauungsplan nicht die Zulässigkeit von Vorhaben nach Spalte 1 der Anlage 1 zum 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung begründet wird; andernfalls besteht 
ein für die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplans beachtlicher Mangel. 

 
Gem. § 214 Abs. 3 BauGB ist für die Abwägung die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt 
der Beschlussfassung über den Flächennutzungsplan oder die Satzung maßgebend. 
Mängel, die Gegenstand der Regelung in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 BauGB sind, können 
nicht als Mängel der Abwägung geltend gemacht werden; im Übrigen sind Mängel im 
Abwägungsvorgang nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das 
Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen sind. 

 
3. Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften nach dem BauGB 
 Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort  
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des 
Flächennutzungsplanes und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des 
Flächennutzungsplanes oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden 
sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 

 
4. Bekanntmachungsanordnung 

Der vorstehende Satzungsbeschluss wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. Es wird 
darauf hingewiesen, dass gem. § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW), in der derzeit gültigen Fassung, eine Verletzung von Verfahrens- 
oder Formvorschriften dieses Gesetzes gegen Satzungen nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan 

ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c)  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
 

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 97 „Böttcherstraße“ der Stadt 
Waltrop als Satzung in Kraft. 
 
 
Waltrop, den 12.04.2022 
 

 
 
Brautmeier 
(Allgemeiner Vertreter) 





Der Bürgermeister 
Fachbereich Stadtentwicklung 
Stadtplanung  
 
 
 

AMTLICHE BEKANNTMACHUNG 
 
 
6. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Waltrop 
 
Der Rat der Stadt Waltrop hat in seiner Sitzung am 15.04.2021 die 6. Änderung des 
Flächennutzungsplanes der Stadt Waltrop beschlossen. Der Geltungsbereich wird in nachfolgender 
Karte umgrenzt. 
 
Änderungsbereich: 
Das insgesamt ca. 4,2 ha große Plangebiet der 6. Flächennutzungsplan-Änderung befindet sich im 
Nordosten der Waltroper Innenstadt. Differenziert betrachtet setzt sich der Geltungsbereich aus zwei 
Bereichen, welche sich in unmittelbarer Nähe zueinander befinden, zusammen (s. Anlage 1). Der 
nördliche Bereich wird begrenzt: 

– im Norden durch die Straße Am Schwarzbach, 
– im Westen durch die vorhandene Wohnbebauung sowie einen Hundeplatz, 
– im Süden durch einen landwirtschaftlichen Betrieb und landwirtschaftliche Fläche, 
– im Osten durch den bewaldeten Grünstreifen (potenzieller Renaturierungsstreifen für den 

verrohrten Schwarzbach) sowie die vorhandenen Gewerbebetriebe. 
Der südliche Bereich wird begrenzt: 

– im Norden und Osten durch vorhandene Gewerbebetriebe, 
– im Westen durch landwirtschaftliche Fläche bzw. einen landwirtschaftlichen Betrieb, 
– im Süden durch den Schwarzbach. 

 
Rechtsgrundlage: 
§ 6 Abs. 5 in Verbindung mit § 1 Abs. 8 des Baugesetzbuches (BauGB) vom 23. September 2004 
(BGBl. I S. 2414), in Verbindung mit §§ 7 und 41 Abs. 1 Buchstabe g der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), in den jeweils gültigen 
Fassungen. 
 
Genehmigung der 6. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Waltrop 
Die 6. Änderung des Flächennutzungsplanes wurde von der Höheren Verwaltungsbehörde – 
Bezirksregierung Münster wie folgt genehmigt: 
 
„Gemäß § 6 des Baugesetzbuchs genehmige ich die vom Rat der Stadt Waltrop am 04.11.2021 
beschlossene 6. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Waltrop. 
 
         Münster, den 10.02.2022 
         Bezirksregierung Münster 
         Az.: 35.02.01.600-010/2021.0001 
      (Siegel)   Im Auftrag 
             
         (Daniel Schlecht)“ 
 
 
 
Hinweise: 
1. Beachtlichkeit der Verletzung von Vorschriften über die Aufstellung der 

Flächennutzungsplanänderung gem. § 214 BauGB 
Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzbuches ist für die 
Rechtswirksamkeit des Flächennutzungsplanes nach diesem Gesetzbuch nur beachtlich, wenn 
• entgegen § 2 Abs. 3 BauGB die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde 

bekannt waren oder hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutreffend 
ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und auf das Ergebnis 
des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 



• die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 
2, § 4a Abs. 3 und 5 Satz 2, § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 BauGB (auch in Verbindung mit § 
13a Abs. 2 Nr. 1), § 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 6 Satz 1 sowie § 35 Abs. 6 Satz 5 BauGB 
verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn bei Anwendung der Vorschriften einzelne 
Personen, Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind, 
die entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren oder in der Entscheidung 
berücksichtigt worden sind, oder einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener 
Informationen verfügbar sind, gefehlt haben, oder der Hinweis nach § 3 Abs. 2 Satz 2 
Halbsatz 2 BauGB (auch in Verbindung mit § 13 Abs. 2 Satz 2 und § 13a Abs. 2 Nr. 1) gefehlt 
hat oder bei Anwendung des § 13 Abs. 3 Satz 2 BauGB die Angabe darüber, dass von einer 
Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen wurde, oder bei der Anwendung des § 4a Abs. 
3 Satz 4 BauGB oder des § 13 BauGB (auch in Verbindung mit § 13a Abs. 2 Nr. 1) die 
Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt 
worden sind, 

• die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplanes sowie ihrer Entwürfe nach 
§ 2a, § 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 
BauGB verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung des 
Flächennutzungsplanes oder ihr Entwurf unvollständig ist; abweichend von Halbsatz 2 ist 
eine Verletzung von Vorschriften in Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die 
Begründung hierzu nur in unwesentlichen Punkten unvollständig ist; 

• ein Beschluss der Gemeinde über den Flächennutzungsplan nicht gefasst, eine 
Genehmigung nicht erteilt oder der mit der Bekanntmachung der Satzung verfolgte 
Hinweiszweck nicht erreicht worden ist. 

 
 Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen Punkten unvollständig 
ist, hat die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein berechtigtes Interesse 
dargelegt wird. 

 
 Rechtsfolgen des § 214 Abs. 3 BauGB: 

Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den 
Flächennutzungsplan maßgebend. Mängel, die Gegenstand der Regelung in Absatz 1 Satz 1 Nr. 
1 BauGB sind, können nicht als Mängel der Abwägung geltend gemacht werden; im Übrigen sind 
Mängel im Abwägungsvorgang nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das 
Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen sind. 
 

2. Verbandsklagerecht 
Gemäß § 3 Abs. 3 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine Vereinigung im Sinne des § 4 Abs. 
3 Satz 1 Nr. 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes in einem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 
Abs. 2 des Umwelt- Rechtsbehelfsgesetzes gemäß § 7 Abs. 3 Satz 1 des Umwelt- 
Rechtsbehelfsgesetzes mit allen Einwendungen ausgeschlossen ist, die sie im Rahmen der 
Auslegungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen 
können.  

 
3. Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften nach dem BauGB 
 Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich 

• eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

• eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Flächennutzungsplanes und 

• nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, wenn sie 
nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplanes schriftlich 
gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a 
BauGB beachtlich sind. 
 

4. Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende Genehmigung der 6. Änderung des Flächennutzungsplanes der Höheren 
Verwaltungsbehörde – Bezirksregierung Münster vom 10.02.2022 wird hiermit ortsüblich 
öffentlich bekanntgemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW), in der derzeit gültigen Fassung, eine Verletzung von Verfahrens- oder 



Formvorschriften dieses Gesetzes gegen diesen Flächennutzungsplan nach Ablauf eines Jahres 
seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
• eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
• der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
• der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
• der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt die 6. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Waltrop für 
den Bereich „Am Schwarzbach“ in Kraft. 
 
Die 6. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Waltrop für den Bereich „Am Schwarzbach“, 
die Begründung und die zusammenfassende Erklärung werden gemäß § 6 Abs. 5 BauGB ab sofort im 
Rathaus der Stadt Waltrop, Fachbereich Stadtentwicklung -Stadtplanung- (Altbau, 2. Obergeschoss), 
Münsterstraße 1, 45731 Waltrop, während der Dienststunden zur Einsichtnahme bereitgehalten. Über 
den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
 
 
Waltrop, den 12.04.2022 
 
 

 
 
Brautmeier 
(Allgemeiner Vertreter) 





Bekanntmachung vom 12.04.2022 

der Haushaltssatzung der Stadt Waltrop 

für das Haushaltsjahr 2022 vom 02.12.2021 

 

1. Haushaltssatzung 
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666/ SGV. NRW 
2023), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 29. September 2020 (GV. NRW. S. 
916), in Kraft getreten am 1. Oktober 2020, hat der Rat der Stadt Waltrop am 02.12.2021 
folgende Haushaltssatzung beschlossen: 

 

 

§ 1 

Der Haushaltsplan für das Jahr 2022, der die für die Erfüllung der Aufgaben der Stadt 
voraussichtlich anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie die eingehenden 
Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen und notwendigen 
Verpflichtungsermächtigungen enthält wird 

im Ergebnisplan mit 
Gesamtbetrag der Erträge auf             83.629.456 € 
Gesamtbetrag der Aufwendungen auf             82.881.132 €  

 
im Finanzplan mit 

Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit auf               74.857.460 € 
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit auf               77.264.526 € 
 
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Investitions- 
und der Finanzierungstätigkeit auf              25.191.579 € 
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Investitions- 
und der Finanzierungstätigkeit auf              22.784.513 € 
 

 

§ 2 
 

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investitionen erforderlich ist, wird 
im rentierlichen Bereich auf   1.028.388 € 
im unrentierlichen Bereich auf  7.056.333 €  
 
somit insgesamt auf    8.084.721 €  

 
festgesetzt. 

  
Erläuterung:  
In den Jahren 2021 bis 2024 wird für die Erschließung des gewerblich-industriellen Standortes 
"Dicker Dören" ein Kreditbedarf entstehen. Im Rahmen des Haushaltes 2021 war davon 
ausgegangen worden, dass dieser Kreditbedarf komplett in 2021 aufgenommen und nach 
Baufortschritt in den Jahren bis 2024 abgerufen und finanzwirksam werden kann. Dies wird 
aufgrund des dann zu bezahlenden Zinsniveaus nun nicht erfolgen. Es wird daher klassisch 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=18770&vd_back=N916&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=18770&vd_back=N916&sg=0&menu=1


p.a. der für das jeweilige Jahr benötigte Bedarf aufgenommen werden. In dem o. a. Betrag 
sind 558.671 € für den Dicken Dören in 2022 enthalten.  
 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von 
Investitionsauszahlungen in künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf 
 

23.789.110 € 
festgesetzt. 
 

§ 4 
 

Die allgemeine Rücklage wurde im Laufe des Haushaltsjahres 2011 aufgebraucht, so dass 
die bilanzielle Überschuldung eingetreten ist. 
 

§ 5 
 

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen werden 
dürfen, wird auf 
 

140.000.000 € 
festgesetzt. 
 

§ 6 
 

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das Haushaltsjahr 2022 wie folgt 
festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 

1.1  für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) auf       460 v. H. 
1.2  für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf         700 v. H. 

2. Gewerbesteuer auf            495 v. H. 
 

§ 7 
 
Die im Haushaltssicherungskonzept (HSK) enthaltenen Konsolidierungsmaß-nahmen sind 
bei der Ausführung des Haushaltsplanes umzusetzen. 
 

§8 
 
Um der Verwaltung während des Haushaltsjahres flexible Handlungsmöglichkeiten im 
Rahmen von Stellenwiederbesetzungen zu eröffnen, kann sie vorübergehend Stellen von 
Beamten mit vergleichbaren tariflich Beschäftigten und Stellen von tariflich Beschäftigten mit 
vergleichbaren Beamten besetzen. Im Folgejahr sind derartige Änderungen im Stellenplan zu 
berücksichtigen. 

Waltrop, den 02. Dezember 2021 
 
aufgestellt:          festgestellt: 
gez.          gez. 
Brautmeier         Mittelbach 
Kämmerer         Bürgermeister 
 



2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung    
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2022 wird hiermit öffentlich 
bekanntgemacht.  
 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß § 80 Abs. 5 GO NRW dem Landrat des 
Kreises Recklinghausen als untere staatliche Verwaltungsbehörde am 12.01.2022 angezeigt 
worden. 

Die gemäß § 76 Abs. 2 S. 2 GO NRW erforderliche Genehmigung des 
Haushaltssicherungskonzeptes 2022 wurde von der Kommunalaufsicht Recklinghausen mit 
Verfügung vom 07.04.2022 erteilt. 

Der Haushaltsplan und das Haushaltssicherungskonzept liegen zur Einsichtnahme vom 
13.04.2022 bis zur Feststellung des Jahresabschlusses für das Haushaltsjahr 2022 bei der 
Stadtverwaltung Waltrop zu den Öffnungszeiten im Rathaus 1, 1. OG, Zimmer 1.1.18 zur 
Einsichtnahme öffentlich aus. 

3. Hinweis    
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres  seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn   
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung oder Anzeige fehlt   
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden   

 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder   

 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und  

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den  
Mangel ergibt.    

 
 
Waltrop, den 12.04.2022                    
 

 
 
Wolfgang Brautmeier 
Allgemeiner Vertreter 
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